
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 

Gemeinsames Rundschreiben 2021 
 

zur Pauschalförderung auf Landesebene  

von Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen 

gemäß § 20h SGB V durch die Krankenkassen/- verbände in Hamburg  

 
 
 
 
 
 

Die Krankenkassen/-verbände in Hamburg: 

 

AOK Rheinland/Hamburg, Pappelallee 22-26, 22089 Hamburg 

BKK-Landesverband NORDWEST, Friesenstraße 3, 20097 Hamburg 

IKK classic, Kieler Straße 464-470, 22525 Hamburg 

KNAPPSCHAFT, Regionaldirektion Nord, Millerntorplatz 1, 20359 Hamburg 

Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau, Schulstr. 29, 24143 Kiel 

Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek), Landesvertretung Hamburg, Sachsenstraße 6 (Haus D), 
20097 Hamburg 

 

(nachstehend „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ genannt) 

 

 

Hamburg, im Dezember 2020 
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1. Grundsätzliches 

 
 
Mit diesem Gemeinsamen Rundschreiben (GR) informiert die GKV-Selbsthilfeförderung Ham-
burg die Selbsthilfelandesorganisationen und die Selbsthilfekontaktstellen im Bundesland 
Hamburg über das Antragsverfahren bei den gesetzlichen Krankenkassen/-verbänden für das 
Jahr 2021. Es enthält Ausführungen zur kassenartübergreifenden Pauschalförderung, im Folgen-
den Pauschalförderung genannt. 

 
Die gesetzliche Grundlage für die Förderung der gesundheitsbezogenen Selbsthilfe ist § 20h 
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V). Grundsätze, Kriterien und Rahmenvorgaben für die 
Selbsthilfeförderung sind im „Leitfaden zur Selbsthilfeförderung“ vom 10. März 2000 in der 
Fassung vom 27. August 2020 definiert.  
 
Die jährlich für die Selbsthilfeförderung verfügbaren Fördermittel der Krankenkassen sind ge-
setzlich festgelegt. Für 2021 beträgt der Richtwert pro Versicherten 1,19 EUR. Davon stehen 
der Pauschalförderung mindestens 70 Prozent für die finanzielle Unterstützung örtlicher 
Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen auf Bundes- und Landesebene und Selbsthilfe-
kontaktstellen zur Verfügung. Die übrigen 30 Prozent verbleiben bei den einzelnen Kranken-
kassen/-verbänden für ihre krankenkassenindividuelle Förderung (Projektförderung).  
 
Die Pauschalförderung auf Landesebene erfolgt gemeinsam und einheitlich durch alle Kran-
kenkassen/-verbände auf Landesebene. Diese haben sich zur „GKV-Selbsthilfeförderung Ham-
burg“ zusammengeschlossen. Entsprechend der landesweiten Anzahl der Versicherten brin-
gen sie in die Pauschalförderung auf Landesebene insgesamt über 1 Millionen Euro ein.  
 
Im Gegensatz zur Pauschalförderung entscheidet bei der Projektförderung die Krankenkasse 
bzw. der Krankenkassenverband eigenständig über die Verteilung ihrer/ seiner Mittel sowie 
darüber, ob, wo und welche Maßnahmen in welchem Umfang von örtlichen Selbsthilfegrup-
pen, Landes- oder Bundesorganisationen der Selbsthilfe oder von Selbsthilfekontaktstellen 
gefördert werden.  
 
Die Fördermittel der Krankenkassen werden aus Beitrags- und Steuermitteln aufgebracht. Sie 
zählen zu den Leistungsausgaben. Im Rahmen dieser gesetzlichen Vorgabe handelt es sich um 
finanzielle Zuschüsse, die nicht zu verwechseln sind mit freiwilligen Spenden oder mit dem 
Sponsoring, z. B. durch Wirtschaftsunternehmen. 
 
Die Förderung gemäß § 20h SGB V erfolgt unter Berücksichtigung des § 1 SGB V „Solidarität 
und Eigenverantwortung“ und des § 12 SGB V „Wirtschaftlichkeitsgebot“. Ein Rechtsanspruch 
auf Förderung nach § 20h SGB V besteht nicht.  
 
Weiterhin kann aus einer Förderzusage kein Anspruch für die Folgejahre abgeleitet werden. 
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Ferner besteht kein Anspruch auf die Höhe der bewilligten Fördersumme aus dem Vorjahr. 
Der Förderbedarf wird in jedem Jahr anhand des vorliegenden Antrages bewertet. Die Vertei-
lung der Fördermittel ist u.a. von der Anzahl der Antragstellenden und deren angezeigter För-
derbedarfe abhängig. 

 

Die Förderung der gesundheitsbezogenen Selbsthilfe ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe und muss als Gemeinschaftsaufgabe aller Sozialversicherungsträger, der öffentlichen 
Hand sowie der privaten Kranken- und Pflegeversicherung umgesetzt werden. Zur Realisie-
rung von Vorhaben sollten sich die Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und Selbst-
hilfekontaktstellen auch an Bund, Länder und Kommunen und alle verantwortlichen Sozialver-
sicherungsträger wenden. Neben den vorgenannten Mittelgebern sind zudem weitere Mög-
lichkeiten der Förderung wie beispielsweise ‚Aktion Mensch‘, Stiftungen o. a. hinsichtlich ei-
ner finanziellen Unterstützung zu prüfen und anzufragen. 

 
Für die Beantragung von Fördermitteln im Land Hamburg und für den Nachweis der Mittel-
verwendung sind die Ausführungen in diesem Gemeinsamen Rundschreiben (inklusive der An-
lagen) verbindlich. 
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2. Antragsberechtigte 

 
 
 
Antragsberechtigt sind gesundheitsbezogene Selbsthilfelandesorganisationen und Selbsthil-
fekontaktstellen mit Sitz in Hamburg. Diese müssen über eine funktionsfähige, landesweit 
nach innen und außen arbeitende Organisationsstruktur verfügen. Ihre inhaltlichen Ausrich-
tungen beruhen auf dem Selbsthilfeprinzip (vgl. „Leitfaden zur Selbsthilfeförderung“, I. Prä-
ambel).  
 
Die Fördervoraussetzungen für Selbsthilfelandesorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen 
sind im „Leitfaden zur Selbsthilfeförderung“ in den Abschnitten A.5, A.5.1, A.5.2 und A.5.4 
definiert. Die Selbsthilfelandesorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen haben eine Mit-
wirkungspflicht gemäß § 60 SGB I (Angabe von Tatsachen) und müssen gemäß § 66 SGB I die 
Folgen fehlender Mitwirkung tragen. 

 
Nicht antragsberechtigt sind grundsätzlich alle unter den Abschnitten A.6 und B.6 des „Leit-
fadens zur Selbsthilfeförderung" aufgeführten Einrichtungen, Initiativen, Vereine, Verbände, 
Einzelpersonen etc. Auch wenn diese sich mit gesundheitsbezogenen Themen und/oder mit 
chronischen Erkrankungen befassen, oder in Adressverzeichnissen, z. B. der NAKOS, gelistet 
sind, ist dies nicht ausreichend, um daraus einen Förderanspruch nach § 20h SGB V abzuleiten. 
 
Die „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ weist darauf hin, dass ab dem Förderjahr 2022 für 
jeden Antragsteller auf Landesebene „Leitsätze zur Neutralität und Unabhängigkeit im Um-
gang mit wirtschaftlichen Interessen“ verbindlich und als Fördervoraussetzung nachzuweisen 
sind. Diese Leitsätze orientieren sich an den Leitsätzen der Vertretungen der für die Interessen 
der Selbsthilfe maßgeblichen Spitzenorganisationen (BAG SELBSTHILFE, Paritätischer Wohl-
fahrtsverband Gesamtverband, Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen (DAG SHG), 
Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS)) oder erkennen diese nachweislich an. 
 

Die Mindeststandards sind: 
 

 Die Selbsthilfelandesorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen verpflichten sich, auf 
den Internetseiten Einnahmen und Zuwendungen von Wirtschaftsunternehmen bezogen 
auf das abgelaufene Kalenderjahr transparent darzustellen und öffentlich zugänglich zu 
machen. Dabei wird ausgewiesen, welchen prozentualen Anteil diese Einnahmen und Zu-
wendungen zum Gesamthaushalt der Selbsthilfeorganisation haben. 
 

 Bezogen auf die Durchführung von Veranstaltungen, die Erstellung und Ausgestaltung von 
Broschüren und die Offenlegung von Interessenskonflikten bei der Ämterbesetzung exis-
tieren Regelungen, die in inhaltlicher Hinsicht eine Orientierung geben, wie die Neutrali-
tät und Unabhängigkeit der Organisation gewahrt bleiben kann. 
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 Es existiert ein Beratungsangebot, um Fragen der Verantwortlichen der Untergliederun-
gen (insbesondere Gruppenleitungen) zu konkreten Zweifelsfällen beantworten können. 

 

Die Leitsätze von medizinischen Berufs-/Fachverbänden, von Fachgesellschaften o. ä. werden 
nicht akzeptiert. 
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3. Pauschalförderung 

 
 
 
Die Pauschalförderung auf Landesebene stellt eine institutionelle Bezuschussung i. S. einer 
Basisfinanzierung dar. Sie leistet einen anteiligen Beitrag zur Finanzierung originärer selbst-
hilfebezogener Aufgaben der Selbsthilfeorganisationen und der Selbsthilfekontaktstelle im 
Land Hamburg und der damit einhergehenden regelmäßigen wiederkehrenden Aufwendun-
gen und satzungsgemäßen Verbandsaufgaben. Ferner können Maßnahmen, die den Stand 
der Erprobung (Projektförderung) abgeschlossen haben und in die regelmäßigen Verbands-
aufgaben überführt werden, anteilig durch die Pauschalförderung bezuschusst werden. Eine 
Vollfinanzierung der Selbsthilfestrukturen ist ausgeschlossen (vgl. Leitfaden zur Selbsthil-
feförderung, Abschnitt A.4 Nr. 1). Fördermittel werden zudem nicht zweckfrei vergeben. 
 
Bevor Fördermittel beantragt werden, sind zunächst Eigenmittel einzusetzen und/oder vor-
handene Rücklagen aufzulösen. Sofern Rücklagen bestehen und diese im Antrag nicht als Ei-
genmittel ausgewiesen werden, ist dies von der Selbsthilfelandesorganisation und der Selbst-
hilfekontaktstelle zu begründen. Fördermittel dürfen nicht der Vermögensbildung dienen. 
 
 

3.1 Förderfähige Ausgaben 

   
 
Vor der Antragstellung prüft der Antragsteller ihren selbsthilfebezogenen Förderbedarf. 
Nachstehend werden die förderfähigen Ausgaben erläutert, die über die Pauschalförderung 
grundsätzlich förderfähig und mit pauschalen Fördermitteln bezuschusst werden können. Die 
förderfähigen Ausgaben sind im Antragsformular zu konkretisieren. Bitte beachten Sie auch 
die Hinweise der Ausfüllhilfe für Organisationen der Selbsthilfe auf Landesebene. 
 

 Personalausgaben: Für die selbsthilfebezogenen Aufgaben und Aktivitäten der Selbsthil-
feorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen im Land Hamburg sind Aufwendungen er-
forderlich, die anteilig aus der Pauschalförderung bestritten werden können. Darunter 
fallen Personalkosten (Löhne, Gehälter, Sozialabgaben) für hauptamtliches Personal in 
Vollzeit, Teilzeit oder geringfügiger Beschäftigung.  
 

Sachausgaben: Für die selbsthilfebezogenen Aufgaben und Aktivitäten der Selbsthilfeor-
ganisationen und Selbsthilfekontaktstellen im Land Hamburg kann eine Bezuschussung 
gewährt werden für 
 

 Miet- und Mietnebenkosten (mit Ausnahme anteiliger Raum- und Mietkosten 
von Privaträumen), 
 

 Büroausstattung/-sachkosten (z. B. Büromöbel, PC, Notebook, Drucker, Beamer, 
Porto, Telefon), 
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 regelmäßige selbsthilfebezogene Ausgaben für das Internet (z. B. Unterhalt/ Be-
triebskosten, Relaunch, Updates, Lizenzen), 
 

 regelmäßige selbsthilfebezogene Presse- und Öffentlichkeitsarbeit (z. B. Erstel-
lung/ Überarbeitung von Mitgliederzeitschriften, Newsletter, Broschüren, wei-
tere Medien des Verbandes einschließlich deren Verteilung),  
 

 regelmäßige selbsthilfebezogene Veranstaltungen und Gremiensitzungen, wie 
beispielsweise 
 

o Schulungen, Fort- und Weiterbildungen (z. B. von Gruppenleiter*innen) 
o Tagungs-, Kongress- und Messebesuche 
o Kosten für regelmäßig stattfindende Aktivitäten und Angebote (z. B. An-

gehörigentreffen, Patiententage, Jahrestreffen, Kongresse), die einen en-
gen Bezug zu selbsthilfebezogenen Aufgaben haben 

o Durchführung von satzungsrechtlich erforderlichen Gremiensitzungen 
(bspw. interne Gremiensitzungen Mitgliederversammlung) einschließlich 
Fahrt- und Übernachtungskosten gemäß Bundesreisekostengesetz 

o Auch Maßnahmen zur Barrierefreiheit im Rahmen von Veranstaltungen 
der Antragssteller (z. B. Gebärdendolmetscher*in) stellen förderfähige 
Ausgaben im Rahmen der Pauschalförderung dar. 

 
Hinweis: Vorhaben und Maßnahmen gelten als „regelmäßig wiederkehrend“, wenn sich 
zwar das Thema einer Maßnahme ändert, das Format aber das gleiche bleibt. Darüber hin-
ausgehende einmalige, innovative, themenspezifische Vorhaben sind weiterhin über die 
Projektförderung zu beantragen. 
 
Pauschale Fördermittel dürfen nicht an Stiftungen, Fördervereine o. Ä. weitergegeben und 
auch nicht für die medizinische oder pharmazeutische Forschung, für die ärztliche Fortbil-
dung, die Fortbildung des nicht-medizinischen Personals (z. B. Physiotherapeut*innen, Logo-
päd*innen, Ergotherapeut*innen, Praxispersonal) verwendet werden. Weiterhin sind reine 
Freizeitaktivitäten nicht förderfähig. 
 
Eigenmittel, Einnahmen, die mit dem Förderzweck zusammenhängen (insb. Zuwendungen, 
Leistungen Dritter, Einnahmen aus Sponsoring etc.) sowie vorhandene freie Rücklagen sind 
grundsätzlich in die Finanzierung einzubringen. Die Bildung von Rückstellungen ist zulässig, 
sofern sie gesetzlich (z. B. durch das Handelsgesetzbuch) vorgeschrieben sind. 
 
 

3.2 Antragstellung 

 
 
Das Antragsverfahren für die Pauschalförderung im Bundesland Hamburg für Selbsthilfelan-
desorganisationen wird im Förderjahr 2021 durch den BKK-Landesverband NORDWEST fe-
derführend koordiniert. Die für die Antragsstellung zu verwendenden Formulare sowie eine 
Ausfüllhilfe stehen auf der Internetseite https://www.gkv-selbsthilfefoerderung-hh.de/ zur 
Verfügung.  
 

https://www.gkv-selbsthilfefoerderung-hh.de/
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Die Förderanträge sind aufgrund des Unterschriftenerfordernisses ausgedruckt und unter-
zeichnet an folgende Anschrift zu richten: 
 
GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg 

c/o BKK-Landesverband NORDWEST 
Friesenstraße 3 

20097 Hamburg 
 
 

Das Antragsverfahren für die Pauschalförderung im Bundesland Hamburg für Selbsthilfe-
kontaktstellen wird im Förderjahr 2021 durch die vdek Landesvertretung Hamburg feder-
führend koordiniert. Die für die Antragsstellung zu verwendenden Formulare stehen auf der 
Internetseite https://www.gkv-selbsthilfefoerderung-hh.de/ zur Verfügung.  
 

Die Förderanträge sind aufgrund des Unterschriftenerfordernisses ausgedruckt und unter-
zeichnet an folgende Anschrift zu richten: 
 

GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg 
c/o vdek Landesvertretung Hamburg 
Sachsenstraße 6 (Haus D) 

20097 Hamburg 
 
Im Antrag sind Angaben zu den Kontaktdaten des Antragstellers, zu den Vereins-, Organisati-
ons- und Vernetzungsstrukturen sowie zur Finanzsituation vorzunehmen – es sind die gesam-
ten Einnahmen und Ausgaben anzugeben (gemäß Haushaltsplanung). Die Haushalte müssen 
ausgeglichen sein. Der beantragte Förderbedarf ist zahlenmäßig plausibel darzustellen. 
 

Für die Antragstellung sind die Unterschriften von zwei legitimierten Vertretungen der Selbst-
hilfelandesorganisation/Selbsthilfekontaktstelle im Original notwendig, die die Richtigkeit der 
Angaben und Vollständigkeit der antragsrelevanten Unterlagen gemäß des Vier-Augen-Prin-
zips bestätigen. Mit den Unterschriften bestätigt der Antragsteller: 

 die Mittelbeantragung gemäß § 20h SGB V,  
 

 die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben, 
 

 die Einhaltung der „Allgemeinen Nebenbestimmungen für die Beantragung und Gewäh-
rung von Fördermitteln nach § 20h SGB V bei der „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ 
(Anlage 1, GR 2021),  
 

 die Einhaltung der Grundsätze zur „Wahrung von Neutralität und Unabhängigkeit der ge-
sundheitsbezogenen Selbsthilfe im Umgang mit Wirtschaftsunternehmen bei gleichzeiti-
ger Förderung durch die „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ nach § 20h SGB V“ (Anlage 
2, GR 2021),  
 

 die Berücksichtigung der Hinweise zur „Selbsthilfe in der digitalen Welt“ (Anlage 3, GR 
2021), 

https://www.gkv-selbsthilfefoerderung-hh.de/
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 die Kenntnisnahme der Information zur Datenverwendung und Informationspflicht ge-
mäß Artikel 13 und 14 EU-DSGVO (Anlage 4, GR 2021), 
 

 die Erklärung zur Einhaltung des Datenschutzes (Anlage 5, GR 2021). 

 
 

3.3 Antragsfrist 

  

 
Antragsfrist für Selbsthilfelandesorganisationen im Bundesland Hamburg für das Förderjahr 
2021 ist der 28. Februar 2021. 

 
Antragsfrist für Selbsthilfekontaktstellen im Bundesland Hamburg für das Förderjahr 2021 
ist der 30. April 2021. 
 
Die vollständigen Anträge inkl. aller antragsrelevanten Anlagen müssen gemäß des Vier-Au-
gen-Prinzips geprüft, von zwei Vertretungen der Selbsthilfelandesorganisation unterzeichnet 
und bis zum 28. Februar 2021 postalisch beim BKK-Landesverband NORDWEST eingereicht 
werden. Es gilt der Poststempel.  
 
Die vollständigen Anträge inkl. aller antragsrelevanten Anlagen müssen gemäß des Vier-Au-
gen-Prinzips geprüft, von zwei Vertretungen der Selbsthilfekontaktstelle unterzeichnet und 
bis zum 30. April 2021 postalisch bei der vdek Landesvertretung Hamburg eingereicht werden. 
Es gilt der Poststempel. 
 
Eine Prüfung des Antrags erfolgt erst nach Vorlage des unterzeichneten Antrags im Original. 
 
 

3.4 Förderung  

 
 
Über die Anträge von Selbsthilfelandesorganisationen bzw. Selbsthilfekontaktstellen ent-
scheidet die „GKV-Gemeinschaftsförderung Selbsthilfe Hamburg“ nach Beratung mit je zwei 
gewählten Vertretungen der Selbsthilfe im Bundeslandes Hamburg.  
 
Bewilligte Fördermittel für das Jahr 2021 werden erst nach Abschluss des Förderverfahrens 
(inkl. inhaltlicher, formaler und kalkulatorischer Prüfung) auf das Konto der Selbsthilfelandes-
organisation/ Selbsthilfekontaktstelle im Bundesland Hamburg überwiesen. Erfolgte im Vor-
jahr eine Förderung, ist der Nachweis über die Verwendung dieser Fördermittel Vorausset-
zung für die Überweisung der Mittel für 2021 (vgl. 3.5). 
 

Ein vorheriger Versand des Antrags per E-Mail ersetzt nicht den fristgerechten Eingang 

des mit originaler Unterschrift versehenen Antrags (inkl. der Antragsunterlagen) auf dem 

Postweg. Aus diesem Grund bitten wir, davon Abstand zu nehmen. 
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Die pauschalen Fördermittel werden prospektiv vergeben. Änderungen in den Verhältnissen 
(z. B. Name, Adresse, Ansprechperson, finanzielle Situation, Bankverbindung, beabsichtigte 
Mittelverwendung, Auflösungsabsicht oder Auflösung des Vereins), die für die Leistung er-
heblich sind oder über die im Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben wor-
den sind, sind unverzüglich mitzuteilen (Mitwirkungspflicht gemäß § 60 SGB I). 
 
 

3.5 Nachweis über die Verwendung der Fördermittel 

 
 
Der Antragsteller ist verpflichtet, die Verwendung der erhaltenen Fördermittel bis zum 31. 
März 2022 für Selbsthilfelandesorganisationen und 30. April 2022 für Selbsthilfekontakt-
stellen ordnungsgemäß nachzuweisen und durch Unterschriften von zwei legitimierten Ver-
tretungen der Selbsthilfelandesorganisation/der Selbsthilfekontaktstelle im Original zu be-
stätigen.  
 
Der Verwendungsnachweis besteht aus:  
 

 dem zahlenmäßigen Nachweis über die Verwendung der Fördermittel (Formular Verwen-
dungsnachweis) und 
 

 dem Tätigkeitsbericht über den kalenderjährlichen Förderzeitraum. 

 
Das Formular „Verwendungsnachweis“ dient dazu, die gesamten tatsächlichen Ausgaben und 
Einnahmen des Fördermittelempfängers im jeweiligen Förderjahr zu benennen und die davon 
mit der Pauschalförderung bestrittenen Ausgabenpositionen nachzuweisen (oder zu bele-
gen). Die „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ prüft die ordnungsgemäße Verwendung der 
Fördermittel und behält sich vor, Belege einzusehen. 
 
Mit dem Verwendungsnachweis sind ebenso die nicht verausgabten Fördermittel anzugeben. 
Mit den Fördermittelgebern ist abzustimmen, wie mit diesen Mitteln zu verfahren ist. 
 
 

Nicht plausible Anträge, unvollständige oder formal unkorrekte Antragsunterlagen sowie 

fehlende bzw. unvollständige Verwendungsnachweise und Tätigkeitsberichte führen 

grundsätzlich zu Verzögerungen im Prüfverfahren und bei der Auszahlung der Fördermit-

tel bzw. zur Ablehnung des Antrags. 

Die Fristen (bzgl. der Einreichung von Anträgen, Verwendungsnachweisen und in Fällen 

von Nachforderungen) sind verbindlich. 
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Alle mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (Einzelbelege, Verträge etc.) sind 
von der Selbsthilfelandesorganisation bzw. der Selbsthilfekontaktstelle mindestens sechs 
Jahre nach Beendigung der Förderung aufzubewahren. 
 
Der Antragsteller hat auf Anforderung im Original Rechnungsbücher, Belege und sonstige Ge-
schäftsunterlagen vorzulegen und ggf. eine örtliche Prüfung zu ermöglichen. Die Selbsthilfel-
andesorganisation bzw. die Selbsthilfekontaktstelle hat sicherzustellen, dass die Unterlagen, 
insbesondere nach einem Ämterwechsel oder Auflösung der Selbsthilfestruktur (Organisati-
onsstruktur, Verein) im Verband verbleiben und für eine Prüfung zur Verfügung stehen. 
 
 

3.6 Rückforderung der Fördermittel 

 
 
Die „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ kann Fördermittel zurückverlangen, wenn die Ge-
samtausgaben unter dem bewilligten Förderbetrag liegen. 
 
Die Fördermittel sind ganz oder teilweise zurückzuzahlen, soweit das Bewilligungsschreiben 
nach den Vorschriften des SGB X (§§ 44ff) oder nach anderen Rechtsvorschriften mit Wirkun-
gen für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen wird oder sonst unwirksam ist. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn 
 

 die Fördermittel durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt wurden, 
 

 die Fördermittel nicht für den vorgesehenen Zweck verwendet werden oder wurden. 

Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, wenn Aufla-
gen nicht erfüllt werden, insbesondere der Verwendungsnachweis nicht fristgerecht vorge-
legt wird sowie Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig nachgekommen wird. 
 
 

3.7 Hinweis zur Transparenz über die Förderung 

 
Die Antragsteller informieren aktuell und fortlaufend auf ihren Internetseiten – vorzugsweise 
in einer eigenen Rubrik „Finanzierung“ oder „Förderung/Spenden“ – über die Höhe aller er-
haltenen Fördermittel und benennt die unterschiedlichen Fördermittelgeber sowie Sponso-
ren. Die Darstellung der erfolgten Förderung über mehrere Jahre ist notwendig. Die Antrag-
steller informieren dabei auch aktuell und fortlaufend über die Höhe der von der „GKV-Selbst-
hilfeförderung Hamburg“ erhaltenen Mittel. Damit wird die verlässliche Förderung der Selbst-
hilfe durch die Krankenkassen/-verbände dokumentiert. Dabei sind die nachstehenden Emp-
fehlungen der „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ zur Zitierweise zu beachten. 
 
Unterstützung durch und Kooperationen mit Wirtschaftsunternehmen sind transparent zu 
behandeln. Werbung von Wirtschaftsunternehmen ist zu kennzeichnen. Informationen von 
Wirtschaftsunternehmen werden kenntlich gemacht und nicht unkommentiert weitergege-
ben.  
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Aussagen und Empfehlungen ohne Angabe von Quellen, insbesondere von Dritten, gehören 
nicht zur Informationspraxis von Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und Selbsthil-
fekontaktstellen. Eingenommene Mittel aus Sponsoring und Förderung werden mindestens 
einmal jährlich veröffentlicht, getrennt nach Sponsoren und Förderern. 
 
Der Hinweis auf die Förderung durch die „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ sollte wie folgt 
vorgenommen werden: 
 
„Die xxx (Name der Selbsthilfelandesorganisation/Selbsthilfekontaktstelle) wurde von der 
„GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ im Jahr xxxx mit einem Betrag in Höhe von xxxx EUR 
gefördert.“ 

Das Logo kann bei der jeweiligen Federführung der GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg ange-
fordert werden.  

 

3.8 Datenschutz 

 
Gesundheitsbezogene Daten genießen einen besonderen Schutz, der auch von der Selbsthilfe 
sicherzustellen ist. Die Regelungen zur Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) müssen 
eingehalten werden. So ist insbesondere bei den Anlagen zum Antrag darauf zu achten, dass 
diese in anonymisierter Form eingereicht werden. Insbesondere darf keine namentliche Nen-
nung von Vereinsmitgliedern erfolgen. Dies betrifft zum Beispiel folgende Dokumente: 
 

 Jahresabschluss (keine namentliche Nennung von Beitragszahler*innen), 

 Protokoll der Mitgliederversammlung (keine Zusendung der Teilnahmeliste) oder 

 Tätigkeitsbericht (keine namentliche Nennung von Beitragszahler*innen). 
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4. Informationen, Hinweise, Bestimmungen und Erklärungen im Zusammen-

hang mit der Antragstellung 

 
 
Neben den in diesem Gemeinsamen Rundschreiben beschriebenen Fördervoraussetzungen 
und den Anforderungen des Leitfadens zur Selbsthilfeförderung sind bei der Mittelbeantra-
gung die in den Anlagen 1 bis 5 enthaltenen Hinweise, Bestimmungen und Erklärungen ein-
zuhalten. Dies bestätigt die Selbsthilfeorganisation und Selbsthilfekontaktstelle im Bundes-
land Hamburg mit der Unterschrift unter dem Förderantrag. 
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Bei der Beantragung und Gewährung von Fördermitteln nach § 20h SGB V bei der „GKV-Selbst-
hilfeförderung Hamburg“ sind neben den Anforderungen des Leitfadens zur Selbsthilfeförde-
rung sowie des Gemeinsamen Rundschreibens die folgenden Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen einzuhalten. Werden diese Auflagen nicht erfüllt, kann die „GKV-Selbsthilfeförderung 
Hamburg“ eine Förderung verweigern bzw. bereits ausgezahlte Fördergelder zurückfordern. 
 
 


Grundsätzliches 


1. Der Antragsteller ist zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit der „GKV-Gemeinschafts-
förderung Selbsthilfe in Hamburg“ verpflichtet.  


2. Der Antragsteller hat eine Mitwirkungspflicht gem. § 60 SGB I „Angaben von Tatsachen“ 
und gemäß § 66 SGB I die Folgen fehlenden Mitwirkung zu tragen.  


3. Der Antragsteller darf keine wirtschaftlichen/kommerziellen Zwecke verfolgen.  


4. Es wird erwartet, dass der Antragsteller bis zum Jahr 2022 über eigene Leitsätze zur Wah-
rung der Neutralität und Unabhängigkeit im Umgang mit Wirtschaftsunternehmen verfügt, 
die sich an den Leitsätzen der Vertretungen der für die Wahrnehmung der Interessen der 
Selbsthilfe maßgeblichen Spitzenorganisationen orientieren oder diese nachweislich anerken-
nen (vgl. Anlage 2 des Gemeinsamen Rundschreibens). 


5. Der Antragsteller wahrt die Unabhängigkeit seiner Selbsthilfeaktivitäten von wirtschaftli-
chen Interessen und richtet seine fachliche und politische Arbeit einschließlich der Inhalte sei-
nes Internetauftritts ausschließlich an den Bedürfnissen und Interessen von chronisch kranken 
und behinderten Menschen und deren Angehörigen aus. In allen Fällen von Zusammenarbeit 
und Kooperation, auch ideeller Art, hat sie die vollständige Kontrolle über die Inhalte seiner 
Arbeit, deren Umsetzung sowie die Verwendung der Fördermittel zu behalten.  


6. Jegliche Kooperation und Unterstützung durch Wirtschaftsunternehmen (z.B. Pharmaun-
ternehmen und Medizinproduktehersteller sowie (E-)Tabakprodukt-, Alkohol- und Glücks-
spielindustrie) wird transparent gestaltet. Bei der Weitergabe von Gesundheitsinformationen 
achtet der Antragsteller auf inhaltliche Neutralität und eine ausgewogene Darstellung. Infor-
mationen und Empfehlungen der Selbsthilfe einerseits und Werbung andererseits sind zu 
trennen. Werbung von Pharmaunternehmen und von Medizinproduktehersteller u. a. in 
schriftlichen Publikationen oder auf der Homepage des Antragstellers ist zu kennzeichnen. In-
teressenkonflikte sind kenntlich zu machen. 


7. Der Antragsteller darf in die geförderten Aktivitäten keine Wirtschaftsunternehmen einbe-
ziehen, da diese in erster Linie wirtschaftliche/kommerzielle Interessen verfolgen. 


Auch darf bei von den Krankenkassen/-verbänden geförderten Veranstaltungen nicht mit 
Wirtschaftsunternehmen zusammengearbeitet werden. 


8. Die Fördermittel sind zweckgebunden, wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 
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Anforderung und Verwendung der Fördermittel 


9. Der Antragsteller hat alle eigenen Mittel und Einnahmen, die mit dem Förderzweck zusam-
menhängen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter, Einnahmen aus Sponsoring etc.) 
als Deckungsmittel aller Ausgaben einzusetzen.  


10. Die Bildung von Rückstellungen ist zulässig, soweit sie gesetzlich (z. B. durch das Handels-
gesetzbuch) vorgeschrieben sind. Sofern Rücklagen bestehen und diese im Antrag nicht als 
Eigenmittel ausgewiesen werden, ist dies zu begründen. 


11. Von der „GKV- Selbsthilfeförderung Hamburg“ geförderte Druckerzeugnisse und weitere 
Medien (z. B. CD, DVD) sind kostenfrei und niedrigschwellig an Interessente abzugeben. Zu-
dem bietet sie der Fördermittelempfänger als kostenloser Download an. Als Aufwandsent-
schädigung wird lediglich die Erstattung des Portos akzeptiert, sofern die Kosten für die Ver-
teilung/Versand des Druckerzeugnisses nicht bereits Bestandteil der Förderung waren. 


12. Der Fördermittelempfänger hat Gegenstände zu inventarisieren, deren Anschaffungswert 
800,00 Euro (ohne Umsatzsteuer) übersteigen. 
 
 
Informations- und Mitteilungspflichten 


13. Der Antragsteller ist verpflichtet, Änderungen von Antrags- und Strukturdaten unverzüg-
lich mitzuteilen (z. B. Adress-, Kontaktdaten-, Kontodatenänderungen, Vorstandswechsel). 


14. Der Antragsteller meldet unmittelbar an den Fördermittelgeber, wenn 


 beantragte Maßnahmen nicht wie beantragt oder überhaupt nicht realisiert werden, 
 sie nach Abgabe des Antrags weitere Mittel bei anderen Stellen beantragt und/oder 


erhält 
 sie von Insolvenz bedroht ist, 
 sie beabsichtigt, die Organisation/ Kontaktstelle aufzulösen und/oder sie aufgelöst hat. 


15. Der Antragsteller ist verpflichtet, Transparenz über die aus der Selbsthilfeförderung nach 
§ 20h SGB V erhaltenen Mittel herzustellen. Sie veröffentlicht die erhaltenen Beträge in einer 
eigenen Rubrik getrennt nach Pauschal- und Projektmitteln auf seiner Homepage (vgl. 3.7 des 
Gemeinsamen Rundschreibens).  


16. Für die Veröffentlichung bzw. für den Hinweis auf die erhaltene Förderung ist das aktuelle 
Logo des Fördermittelgebers zu verwenden. Der Fördermittelgeber stellt das Logo auf Anfrage 
zur Verfügung. Die Veröffentlichung darf erst nach Freigabe durch den Fördermittelgeber er-
folgen.  
 
 
Verwendungsnachweis 


17. Die bestimmungsgemäße, zweckentsprechende Verwendung der Fördermittel ist nachzu-
weisen und in einem Verwendungsnachweis zu belegen. Die dafür in der Förderzusage ange-
gebene Frist ist verbindlich. 
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18. Der Verwendungsnachweis besteht aus  


 dem Formular „Verwendungsnachweis“ 
 einem Tätigkeitsbericht über den Förderzeitraum.  


Mit dem Formular „Verwendungsnachweis“ erbringt der Antragsteller den zahlenmäßigen 
Nachweis über die gesamten tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben analog der Struktur des 
Förderantrags (geplante Einnahmen und geplante Ausgaben laut Antrag). Der Nachweis be-
zieht sich auf die gesamten Einnahmen und Ausgaben der Selbsthilfelandesorganisation bzw. 
der Selbsthilfekontaktstelle. 


19. Mit den Unterschriften von zwei legitimierten Vertretern der Selbsthilfelandesorganisa-
tion/Selbsthilfekontaktstelle im Original unter diesem Nachweis bestätigt die Selbsthilfelan-
desorganisation bzw. die Selbsthilfekontaktstelle die Verwendung der Fördermittel aus-
schließlich für die im Gemeinsamen Rundschreiben 2021 unter 3.1 aufgeführten förderfähigen 
Ausgaben. 


20. Mit dem Verwendungsnachweis sind nicht verausgabte Fördermittel anzugeben. Mit der 
„GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ ist abzustimmen, wie mit diesen nicht verausgabten 
Mitteln zu verfahren ist. 


21. Der Antragsteller verpflichtet sich zu der für die „GKV-Selbsthilfeförderung Hamburg“ 
nachvollziehbaren, sorgfältigen und ordnungsgemäßen Geschäfts-, Buch- und Kassenführung, 
internen Verwaltung inkl. der ordnungsgemäßen Angabe und Verwendung von Rücklagen. 


22. Der Antragsteller hat auf Anforderung im Original Bücher, Belege und sonstige Geschäfts-
unterlagen vorzulegen sowie ggf. eine örtliche Erhebung zu ermöglichen. 


23. Der Antragsteller hat alle mit der Förderung durch die „GKV-Selbsthilfeförderung Ham-
burg“ zusammenhängenden Unterlagen (Einzelbelege, Verträge etc.) mindestens sechs Jahre 
nach Beendigung der Förderung aufzubewahren, sofern nicht aus Rechtsgründen oder auf-
grund steuerlicher Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist notwendig ist. 


24. Der Antragsteller stellt sicher, dass die Unterlagen, insbesondere nach einem Ämterwech-
sel oder bei Auflösung der Selbsthilfestruktur (Organisationsstruktur, Verein) im Verband ver-
bleiben und weiterhin für eine Prüfung zur Verfügung stehen. 
 
 
Rückforderung des Fördermittelgebers 


25. Die Fördermittel sind ganz oder teilweise zurückzuzahlen, soweit das Bewilligungsschrei-
ben nach den Vorschriften des SGB X (§§ 44ff) oder nach anderen Rechtsvorschriften mit Wir-
kungen für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen wird oder sonst unwirksam 
ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn 


 die Fördermittel durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt wurden, 
 die Fördermittel nicht für den vorgesehenen Zweck verwendet werden, 
 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z. B. nachträgliche Ermäßigung der 


Gesamtausgaben), 
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 oder Änderung der Finanzierung durch zusätzliche Einnahmen).1 


26. Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen, wenn 
Auflagen nicht erfüllt werden, insbesondere der Verwendungsnachweis nicht fristgerecht vor-
gelegt wird sowie Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig nachgekommen wird. 
 


 


 


                                                           
1 Liegen die Gesamtausgaben des Antragstellers unter dem bewilligten Förderbetrag, stellt dies eine auflösende Be-


dingung dar. 
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Präambel 


Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen richten ihre 
fachliche und politische Arbeit an den Bedürfnissen und den Interessen von behinderten und 
chronisch kranken Menschen und deren Angehörigen aus. Sie fördern die Selbstbestimmung 
behinderter und chronisch kranker Menschen. 
 
Der Umgang mit Wirtschaftsunternehmen (z. B. Pharmaunternehmen und 
Medizinprodukthersteller sowie (E-)Tabakprodukt-, Alkohol- und Glücksspielindustrie) darf 
die Unabhängigkeit der Selbsthilfe nicht einschränken und muss transparent sein. Damit die 
Neutralität und Unabhängigkeit der Selbsthilfe gewahrt wird, haben die Vertretungen der für 
die Interessen der Selbsthilfe maßgeblichen Spitzenorganisationen eigene Leitsätze 
veröffentlicht. Diese stehen der Selbsthilfe zur Verfügung. 
 
Mit der Anerkennung dieser Grundsätze verpflichtet sich der Antragsteller zur Wahrung seiner 
Neutralität und Unabhängigkeit. 
 
Grundsätze 


I.  Autonomie der Selbsthilfe 
Die Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen können 
finanzielle Zuwendungen von Personen des privaten und öffentlichen Rechts, von 
Organisationen und von Wirtschaftsunternehmen entgegennehmen, sofern dadurch keine 
Abhängigkeit begründet wird. Dazu ist Voraussetzung, dass keine überwiegende Finanzierung 
durch Wirtschaftsunternehmen erfolgt. In allen Bereichen der Zusammenarbeit mit 
Wirtschaftsunternehmen muss die Autonomie über die Inhalte ihrer Arbeit, deren Umsetzung 
sowie die Verwendung der Mittel bei der Selbsthilfe verbleiben. 
 
II.  Transparenz 
Unterstützung durch und Kooperationen mit Wirtschaftsunternehmen sind transparent zu 
behandeln. Werbung von Wirtschaftsunternehmen ist zu kennzeichnen. Informationen von 
Wirtschaftsunternehmen werden kenntlich gemacht und nicht unkommentiert 
weitergegeben. Aussagen und Empfehlungen ohne Angabe von Quellen, insbesondere von 
Dritten, gehören nicht zur Informationspraxis von Selbsthilfegruppen, 
Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen. Eingenommene Mittel aus 
Sponsoring und Förderung werden mindestens einmal jährlich veröffentlicht, getrennt nach 
Sponsoren und Förderern. 
 
III.  Datenschutz 
Fördermittelempfänger dürfen keine personenbezogenen Daten weitergeben. Die 
Bestimmungen des Datenschutzes werden verletzt, sofern keine Einwilligung zur 
Datenweitergabe eingeholt wurde (vgl. EU-DSGVO). 
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IV.  Information 
Sofern Fördermittelempfänger Wirtschaftsunternehmen Kommunikationsrechte wie z. B. das 
Recht auf die Verwendung des Vereinsnamens oder des Logos in Publikationen, 
Produktinformationen, Internet, Werbung oder bei Veranstaltungen gewähren, sind hierüber 
schriftliche Vereinbarungen zu treffen. Sie sind auf Aufforderung zu veröffentlichen. 
Ausgeschlossen ist die unmittelbare oder mittelbare Bewerbung von Produkten, 
Produktgruppen oder Dienstleistungen zur Diagnose und Therapie von chronischen 
Erkrankungen oder Behinderungen. 
 
V.  Veranstaltungen 
Die Fördermittelempfänger tragen dafür Sorge, dass bei von ihnen organisierten und 
durchgeführten Veranstaltungen stets die Neutralität und Unabhängigkeit gewahrt bleiben. 
Dieser Anspruch gilt auch für organisatorische Fragen. Die Auswahl des Tagungsortes, der 
Rahmen, der Ablauf und die Inhalte der Veranstaltung werden von der Selbsthilfe bestimmt.  
 
Sofern Honorare gezahlt werden, sind diese maßvoll zu bemessen. Personenbezogene Daten 
von Teilnehmern an Veranstaltungen werden nicht an Dritte weitergegeben. 
 
Bei der Auswahl der Referenten achtet der Fördermittelempfänger darauf, dass der 
Selbsthilfebezug deutlich erkennbar bleibt. Dies zeigt sich dadurch, dass die überwiegende 
Anzahl der Referent*innen aus dem Kreis der Selbsthilfe kommt. Veranstaltungen, Tagungen 
von medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften o. Ä., die sich vorrangig an die 
Zielgruppe beruflicher Experten (Ärzt*innen, Apotheker*innen, Wissenschaftler*innen) 
richten, werden mit Mitteln der Selbsthilfeförderung gemäß §20 h SGB V nicht unterstützt.  
 
Weiter darf bei von den Krankenkassen-/verbänden geförderten Veranstaltungen, Seminaren 
o.Ä. nicht mit Wirtschaftsunternehmen zusammengearbeitet werden.  
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Präambel 


Ähnlich wie in Gesellschaft und Wirtschaft durchlebt das Gesundheitswesen in Deutschland 
derzeit die Transformation zu digitalen Prozessen. Dieser Digitalisierungsprozess kommt auch 
in der Selbsthilfe an. 
 
Für viele Aktive in der gemeinschaftlichen Selbsthilfe ist das Internet zu einem zentralen 
Informations- und Kommunikationsmedium geworden. Die eigenen Internetseiten sind das 
digitale Aushängeschild und geben Auskunft über die Selbsthilfegruppe, 
Selbsthilfeorganisation oder Selbsthilfekontaktstellen und ihre Aktivitäten. Daneben wird in 
Internetforen zur Online-Selbsthilfe eingeladen und / oder es werden Soziale Netzwerke 
genutzt, um auf sich aufmerksam zu machen. Über Datenbanken kann nach einer passenden 
Gruppe gesucht werden. 
 
Menschen, die von Erkrankungen oder besonderen Lebensumständen betroffen sind, 
profitieren von der Präsenz der Selbsthilfe im Internet. Sie nutzen das Medium, um auf die 
Erkrankung ausgerichtete Gesundheitsinformationen oder spezifische Informationen aus der 
Betroffenenperspektive zu erhalten, sich mit anderen Betroffenen zu vernetzen oder um sich 
direkt im Internet über ihre Erfahrungen auszutauschen. 
 
Mit der zunehmenden Anerkennung und Verbreitung der gesundheitlichen Selbsthilfe als 
Ergänzung zu professionellen Versorgungsangeboten wachsen die Anforderungen an die 
Qualität ihrer Internetangebote. Hervorzuheben sind dabei insbesondere die Aspekte 
Transparenz und Datenschutz. Bei Angeboten zum Informations- und Erfahrungsaustausch 
(z.B. in einem Selbsthilfeforum) werden häufig vertrauliche und hochsensible 
Angelegenheiten in einem letztlich öffentlichen Bereich – dem Internet – behandelt. Dem 
gegenüber steht, dass Gesundheitsinformationen nach deutschem und europäischem 
Datenschutzrecht besonders schützenswerte Informationen sind. Daher ergeben sich für alle 
internetbasierten Aktionsfelder der Selbsthilfe besonders hohe Anforderungen an die 
Wahrung der Privatsphäre. 
 
Dies ist auch ein zentrales Anliegen der gesetzlichen Krankenkassen und ihrer Verbände: 
Digitale Gesundheitsanwendungen dürfen nicht der Kommerzialisierung von Daten dienen. 
Folglich müssen die Versicherten Eigentümer ihrer gesundheitsbezogenen Daten bleiben. Sie 
entscheiden bewusst über die Verwendung der angegebenen (oder hinterlegten) Daten. Aus 
der Nutzung von internetbasierten Selbsthilfeangeboten dürfen den Versicherten weder 
aktuell noch zukünftig Nachteile entstehen. 
 
Im Zusammenhang mit der ordnungsgemäßen Verwendung der Fördermittel gemäß § 20h 
SGB V sichert der Antragsteller zu, die gesetzlichen Anforderungen des Datenschutzes und 
der unabhängigen und neutralen Ausrichtung ihrer Selbsthilfeangebote zu wahren. 
 
Beantragt eine Selbsthilfegruppe, Selbsthilfeorganisation oder Selbsthilfekontaktstelle 
Fördermittel nach § 20h SGB V verpflichtet sich der Antragsteller, die nachstehenden 
Grundsätze anzuerkennen und in der Praxis zu berücksichtigen. 
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Grundsätze 


1.  Das digitale Angebot bietet Transparenz 
Die Selbsthilfegruppe/-organisation oder -kontaktstelle muss unmittelbar als verantwortliche 
Stelle des digitalen Angebotes erkennbar und ihre Ziele, Zwecke, Kooperationen, 
Erreichbarkeit und Finanzierung nachvollziehbar beschrieben sein. 
 
2.  Einfache Kontaktaufnahme ist möglich 
Das digitale Selbsthilfeangebot bietet Möglichkeiten zur niedrigschwelligen Kontaktaufnahme 
mit der Selbsthilfegruppe, Selbsthilfeorganisation oder Selbsthilfekontaktstelle, sorgt für 
zeitnahe Bearbeitung von Anfragen und verfügt über ein rechtssicheres Impressum. Ein 
Verantwortlicher im Sinne des Presserechtes (V.i.S.d.P.) ist benannt. 
 
3.  Nutzung ist nicht an Bedingungen geknüpft 
Das digitale Selbsthilfeangebot ist öffentlich zugänglich. Das bedeutet, dass es prinzipiell jeder 
bzw. jedem offen steht und dass die Nutzung des Angebots nicht an formale Bedingungen wie 
Vereinsmitgliedschaft oder eine Gebühr geknüpft ist. 
 
4.  Bereitgestellte Informationen und Hinweise sind nachvollziehbar 
Die Informationen und Hinweise, die mit dem digitalen Selbsthilfeangebot veröffentlicht 
werden, sind für die Nutzer*innen nachvollziehbar. Das bedeutet, dass bei allen Inhalten 
erkennbar ist, von wem sie stammen (Urheber*in), wie aktuell diese sind (Datum der 
Bearbeitung) und auf welche Quellen diese sich stützen. 
 
5.  Datenschutz wird ernst genommen und Datenschutzgesetze werden eingehalten  
Gesundheitsbezogene Daten genießen einen besonderen Schutz, der auch von der Selbsthilfe 
sicherzustellen ist. Die Regelungen zum Datenschutz (EU-Datenschutz-Grundverordnung – 
EU-DSGVO) werden eingehalten. Das bedeutet, unter anderem, dass bei allen digitalen 
Selbsthilfeangeboten auf den Schutz der Privatsphäre der Nutzer*innen geachtet wird. Es wird 
darüber informiert, was mit den personenbezogenen Daten der Nutzer*innen geschieht. Wo 
gesetzlich vorgeschrieben, wird ein Einverständnis der Nutzer*innen eingeholt. 
 
6.  Technische Datensicherheit wird gewährleistet 
Auf die technische Sicherheit von personenbezogenen Daten der Nutzer*innen des digitalen 
Selbsthilfeangebotes wird geachtet. Das Angebot wird folglich bei einem seriösen 
Dienstleister bzw. auf einem sicheren Server gehostet und die verwendete Software wird 
regelmäßig aktualisiert. 
 
7.  Für Datensparsamkeit wird gesorgt 
Das im Datenschutzrecht festgelegte Prinzip der Datensparsamkeit wird befolgt. Das 
bedeutet, dass mit den digitalen Angeboten so wenig personenbezogene Daten wie möglich 
(z. B. für die Kontaktaufnahme mit Selbsthilfegruppen) veröffentlicht werden und dass von 
den Nutzer*innen so wenig persönliche Informationen und Daten abgefragt und erfasst 
werden wie möglich. 
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8.  Keine Weitergabe personenbezogener Daten und Vermeidung von „Tracking“ 
Die Selbsthilfegruppe, Selbsthilfeorganisation oder Selbsthilfekontaktstelle verpflichtet sich 
gegenüber den Nutzer*innen, personenbezogene Daten nicht an Dritte weiter zu geben. 
 
Dazu gehört auch eine indirekte Datenweitergabe durch Anwendungen auf den eigenen 
Internetseiten, die das Nutzer*innenverhalten für kommerzielle Zwecke auswerten (sog. 
„Tracking“). Die Einbindung von Anwendungen, die mit einer Nachverfolgung und Auswertung 
des Internetverhaltens der Nutzer*innen des digitalen Selbsthilfeangebotes durch Dritte 
einhergehen („Tracking“) muss vermieden werden (z. B. „Gefällt mir“-Button von Facebook, 
der Verkauf von Werbeflächen z. B. an Google). 
 
9.  Keine Nutzung sozialer Netzwerke für Austausch über Erkrankungen 
Die Nutzung sozialer Netzwerke für die gesundheitliche Selbsthilfe mit ihren sensiblen 
persönlichen Informationen ist problematisch. Die Unternehmen, die hinter den sozialen 
Netzwerken Facebook, usw. stehen, sammeln alle zur Verfügung stehenden Informationen 
über ihre Nutzerinnen und Nutzer, um sie für den Einsatz personenbezogener Werbung zu 
nutzen. Zum Teil geben sie diese Informationen an andere Firmen weiter. Selbsthilfegruppen, 
Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfekontaktstellen sollten soziale Netzwerke deshalb 
ausschließlich für die Öffentlichkeitsarbeit nutzen. Angebote zum Informations- und 
Erfahrungsaustausch sollten ausschließlich auf eigenen Internetseiten (z. B. im eigenen 
Internetforum) gemacht werden, bei denen der Schutz persönlich-vertraulicher 
Informationen gewährleistet werden kann. Vermeintlich geschlossene Gruppen wie z. B. 
virtuelle Gruppen bei Facebook sollten vermieden werden. Ebenso sollten 
datenschutzfreundliche Messenger Dienste genutzt werden, die nicht die 
Adressbücher/Kontaktlisten des mobilen Endgerätes auslesen (z. B. kein WhatsApp). 
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Die „GKV-Gemeinschaftsförderung Selbsthilfe in Hamburg“ informiert hiermit die Selbsthilfe-


landesorganisation bzw. die Selbsthilfekontaktstelle, dass die Angaben im Förderantrag für 


folgende Zwecke verwendet werden: 


 


• Dokumentation des Fördergeschehens für interne Zwecke der jeweiligen Krankenkas-


sen und ihrer Verbände, 


 


• Beratungen im Rahmen des gesetzlichen Förderverfahrens innerhalb der gesetzlichen 


Krankenkassen/-verbände sowie mit den Vertretungen der für die Wahrung der Inte-


ressen der Selbsthilfe maßgeblichen Organisationen, 


 


• Information und Beratung der Selbsthilfelandesorganisationen und Selbsthilfekontakt-


stellen über das Förderverfahren der gesetzlichen Krankenversicherung (u. a. Gemein-


sames Rundschreiben, Antragsverfahren, Veranstaltungen), 


 


• Information und Beratung der Versicherten und der interessierten Öffentlichkeit über 


Art der Organisation, betroffenes Krankheitsbild, Name der Organisation, sowie die für 


die Erreichbarkeit der Organisation erforderlichen Daten. 
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Die Krankenkassen und ihre Verbände legen einen besonderen Wert auf den Schutz personenbe-
zogener Daten und die Einhaltung der höchsten datenschutzrechtlichen Bestimmungen nach der 
Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO), dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG [neu]) und 
dem Telemediengesetz (TMG) im Zusammenhang der mit digitalen Angeboten von Selbsthilfeor-
ganisationen und der Selbsthilfekontaktstelle im Bundesland Hamburg erhobenen Daten. 
 
Die datenschutzrechtlichen Regelungen in der EU-DSGVO, im BDSG (neu) und im TMG gehen von 
den Grundsätzen der informierten Einwilligung, des Systemdatenschutzes und der Datenspar-
samkeit bzw. Datenvermeidung aus. 
 
Bei der Erhebung von personenbezogenen Daten insbesondere bei Gesundheitsdaten handelt es 
sich um höchst sensible Daten. Personenbezogene Daten beschreiben alle Informationen, die di-
rekt einer Person zugeordnet werden können wie bspw. Name, Adresse, Wohnort, 
Geburtsdatum aber auch Gesundheitsdaten der Nutzer*innen des digitalen Angebots (bspw. 
Diagnosen etc.). 
 
Mit der vorliegenden Datenschutzerklärung verweisen die gesetzlichen Krankenkassen und ihre 
Verbände auf die Sensibilität personenbezogener Daten. Eine Förderung von Selbsthilfeorganisa-
tionen und der Selbsthilfekontaktstelle im Bundesland Hamburg kann nur erfolgen, wenn die 
Selbsthilfelandesorganisationen bzw. die Selbsthilfekontaktstelle sich im Rahmen dieser 
Erklärung zur Einhaltung der Sicherheit der erhobenen Daten sowie einer größtmöglichen 
Transparenz im Hinblick auf die Speicherung, Verwendung und Löschung der erhobenen Daten 
verpflichtet. 
 
Dies steht in der Eigenverantwortung des Antragstellers. 
 
Der Antragsteller verpflichtet sich, die Nutzer*innen über den Dienstleister, der die technische 
Voraussetzung für die digitalen Angebote ermöglicht, zu informieren. Die Nutzer*innen erhalten 
ebenfalls Informationen über die Art und Verarbeitung der personenbezogenen Daten, zu denen 
ggf. das Einverständnis der Nutzer*innen einzuholen ist. Es ist eine Einwilligung der Nutzer*in-
nen einzuholen, sofern eine Weitergabe an Dritte erfolgt. 
 
 
Selbsterklärung 


Mit der Einreichung des Antrags erkläre ich die Einhaltung der gesetzlichen datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen nach der EU-DSGVO, dem BDSG (neu) und TMG. Als Antragsteller stelle ich 
sicher, dass die Nutzer*innen meiner digitalen Angebote konkrete Datenschutzhinweise über die 
Erhebung, Nutzung und Verarbeitung ihrer eingetragenen Daten sowie die Möglichkeit eines Wi-
derrufs erhalten. Dies bezieht sich nicht nur auf Daten des digitalen Angebots, sondern auch auf 
Dritte, die die technische Umsetzung des digitalen Angebots ermöglichen. 







